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Praunmeratlonsprei 


Mit 1. Juli beginnt ein neues Abonnement ralter der übrigen nicht theilen und daher auch im wiſſenſchaftlichen 
auf die „Zeitſchrift für Verwaltung“ und bitten wir unfere Ane 15 Weithin en e 
5 a 0 1 7 ER 2 0 „ 
geehrten * Abonnenten, deren Pränumeration Ende Juni find keineswegs mit dem fogenannten materiellen Verfaſſungs rechte zu 
abläuft, um baldige Erneuerung per Woſtanweiſung, ibentificven, denn das gemeinfane Merkmal derſelben liegt nicht darin, 
damit keine Unterbrechung in der Expedition ſtattfindet. daß fie alle einem und demſelben ſcharſ abgegrenzten Rechtsgebiete 
angehören, etwa iu der Weiſe, daß die Gemeinſamkelt der Gegenſtände, 
Die Werlags buchhandlung. Kun fie regeln, dieſelben zu einem Begriffe vereinen würde ſondern 
— — | vielmehr in einer gemeinſamen Eigenſchaft und dem gemeinſamen 
Zwecke derſelben. Es verfolgen nämlich alle Staatsgrundgeſetze den 
J nhalt: Iweck, Prineipien für das Recht im Staate feſtzuſetzen und dadurch 
1 1 5 1 zugleich der Rechtsanwendung und Rechtsbildung eine gewiſſe Richtung 
eee een Stogtdnrund: ace indem fie für das Rechtsgebiet des 2 allgemeine 
e Sie aufſtellen, in deren Gelſte und nach deren Wortlaut, ſoweit uach 
Miltherlungen aus der Praxis: der vielfach nothwendigen abſtrakten Faſfung derfelben dies letztere 
Iſt gegen zwel von ber Gemeinde und ber polikliſchen Bezirksbehörde erfloſſene überhaupt möglich iſt, nicht blos verwaltet werden oll, ſouderu auch 
olexchlautende Straferkenntniſſe ein weiterer Recurs zuläſſig ? Geſetze erlaſſen werden ſollen. ö 
9 Pe Be en ee ' Me ne Staatsgrundgeſetze können daher auch für jedes Rechtsgebiet des 
Auf Kinder ſolcher unbefugt Ausgewanderter, gegen welche ein Unheil wegen] Staales deſtehen, wie wir ja auch in Oeſterreſch mehrere Staats- 
ie nid ‚gefällt de St, handen ste Beftinurungen grundgeſete kenlen, eines über die allgemeinen Rechte der Staats- 
d e e 5 Jahre 1832, iuſoforne] burger, eines über dle richterliche Gewalt u. |. f. Diefelben find eben 
h ein unfreiwilliger Perluſt der Staalsbürgerſchaft eintritt, keine nichts anderes als Staatg rund ſatze, welche Geſeteskraft haben, und 


n m N dies leitet und ſofort zu dem erſten fchwerwlegenden Einwände gegen 

a) Zur Frage der Neaſſummirung der Verhandlungen in Forſtſachen wegen ihre Erlaſſung über, der dem Wefen und der Natur derſelben an und 
irrthümlich zu gering angeſprochenen Schadenerſatzes. für ſich entnommen iſt. 

b) Unberechtigte Gewinnung ſchon gemähten Walpgraſes kann nicht als Jeder Rechtsſatz muß nämlich die Regelung eines oder mehrerer 
Forſfrevel angeſehen werden. couereter Lebensverhälkniſſe enthalten, denn feder Rechtsſatz hat den 
amirs 4 11 1511 1 beſtimmten Zweck, angewendet zu werden und zwar auf coucrete Ver⸗ 
8 e 2 E. * 7 fi 

ee ne Als: haͤltniſſe angewendet zu werden. Was darüber hinausgeht, trägt nicht 
e e mehr die Natur eines Rechtsſatzes an ſich. Es ift die Ahftraction aus 
Erledigungen. einer Reihe von Rechtsſatzen, als deren höchſte Abſtraction die Gerech⸗ 


tigkeit erſchelnt. Erſt dadurch, daß die Idee der Gerechtigkeit bis hinab 
zum concreten Lebensverhaltniſſe, dasfelbe geſtaltend und regelnd, ſteigt, 


Einige Aemerkungen über Erlaſſung von Staats- entſteht das Recht. Staatsgrundgeſeze hingegen treten als eine Ab⸗ 
ſtractlon aus einer Reihe beſtehender oder blos gebachter und gewollter 


grundgeſetzen. Geſetze, und im letzteren Falle als eine Norm für den Geſetzgeber 
Ton Dr Nudolf Korb. auf. Es iſt aber Aufgabe der Wiſſenſchaft, hiſtoriſch ans den gegebe⸗ 
nen Rechtsfatzen den ihnen inuewohnenden Geiſt, das dieſelben leitende 

Plurio a, eorruptiagimn Princip zu erkennen, herauszulöſen und darzuſtellen, oder rechtphilo⸗ 


7 ſophiſch künftigen Geſetzen ihre Natur uud die leitenden Brincipien 

Es liegt ſomohl im Intereſſe einer ſicheren Rechtsanwendung als vorzuſchreiben oder endlich die Forderung der Abänderung beſtehender 
im Jutereſſe der möglichften Ausbreitung der Kenntniß des Rechts,] Geſetze aufzuſtellen. Dater iſt es ein Unternehmen, dem die Wiſſeu⸗ 
vou welcher die Theilnahme des Volkes an dem Rechtsleben im Staate ſchaft als Eingriff in ihr (ureigeuſtes) Gebiet auf das entſchiedenſte 
abhängt, daß geſetzliche Beſtimmungen nur da erlaſſen werden, wo entgegentreten muß, weun Grundſatze der Wiſſenſchaft, welcher, als nie 
ſich dieſelbeu als nothwendig herausſtellen. Denn im gegentheiligen abgeſchloſſen, der ſtete Fortſchritt zur Vollendung nie abgeſchnitten werden 
Falle wüchſt das ohuehin ſchon fo große Geſetzesmaterlal in einer darf, in die engen Banden des Geſetzes gebannt werden. Es erſcheint 
Weiſe an, daß es für das Volk ein unnahbaxes Arcanum wird. Für dies als Negatton des fortſchreitenden Rechts⸗ und Volksbewußtſein. 
den zur Rechtsanwendung Berufenen ſtellt ſich die Uumöglichkeit dar, Wie unglücklich ein folder Verſuch einer geſetzgeberiſchen Behand⸗ 
das ſelbe vollkommen zu beherrſchen. lung der Wiſſenſchaft ausfalleu kannn, wollen wir an einem Belſpiele 

Unter jene Geſetze nun, deren Erlaſſung ſich nicht rechtfertigen aus den öſterreichiſchen Stantsgrundgeſetzen zeigen und greifen zu dies 
läßt, möchten wir vornehmlich auch Staatsgrundgeſetze zählen, wie] ſem Zwecke den Satz des St. Gr. G. vom 21. December 1867, 
folche in jüngster Zeit in Oeſterreich erlaſſen worden ſind, obwohl R. G. B. Nr. 144, Alin. 14: „Die Rechtspflege wird von der 
ſich unter diefelben einzelne Rechtsſätze verirrt haben, welche den Cha. Verwaltung in allen Inſtanzen getreunk“ heraus. Wir möchlen Leinahe 


glauben, dieſer Satz habe keine andere Bedeutung, als eine lediglich 
wiſſenſchaftliche (und eben deshalb für ein Geſetz unberechtigte) Faffung 
der Forderung zu fein, daß in Oeſterreich überall die gemiſchten Be⸗ 
zirksaͤmter aufzuhören haben und an ihre Stelle reine Bezirksgerichte 
und Bezirkshauptmannſchaften treten follen. Es ſpiegelt ſich auch in 
dieſem Satze die bedauerungswürdige Thatfache der Reception detz 
römiſchen Rechtes, in Folge der das Privatrecht zum Maßſtab wurde 
für alle Rechtsverhältniſſe des Lebens, fo doß es allgemach mit hoch⸗ 
müthiger Geringſchätzung den Gebieten des öffentlichen Rechts gegen⸗ 
über auftrat und höchſtens noch dem Strafrechte in feine vornehmen 
Cirkel Zulaß gewährte. Dies nebenbei bemerkt, ſcheint es aber nicht 
mehr der Höhe der heutigen Wiſſenſchuft zu entfprechen, Rechtspflege 
und Verwaltung einander entgegenzuſetzen, als ob derjenige, der ver⸗ 
waltet, nicht auch des Rechtes pflege. Doch wenn wir auch abſeten von 
dieſem etwa allzu etymologiſchen Einwande, fo eutſteht für uns die 
Frage, was verſteht denn unſere Geſetzgebung unter jenen zwei Bes 
griffen, fo daß Me ſich ſcharf geſchieden einander gegenüber ſtehen ? 
Wir fühlten uns allenfalls verſucht den Ausdruck Rechtspflege mit 
dem greifbaren „Gerichtsbarkeit“ zu identiſtziren, aber auch dieſe Auf⸗ 
faſſung wird zerſlört durch den Artikel 15 desſelben Grundgeſetzes, 
aus dem ziemlich klar hervorzugehen ſcheint, daß der dort genannte 
Verwaltuugsgerichtshof nicht der im Art. 14 genannten Rechtspflege, ſon⸗ 
dern der daſelbſt genannten Verwaltung entspreche. Ja es fteigt in 
uns der Verdacht auf, Art. 14 verſtehe unter Rechtspflege alle bislange 
den Elvil⸗ und Strafgerichten in den höheren Inſtanzen zugewieſenen 
Gegenſtände, unter Verwaltung alle bislange den polttiſchen Behörden 
in den höheren Juſtanzen zugewieſeuen Gegenſtände. Denn auch heute 
nach der Trennung beſorgen ja die Civifgerichte eine Reihe ganz 
offenbar in das Bereſch der Verwaltung gehörigen Gegenſtände. Wir 
nerweiſen z. B. nur auf das große Gebjet der Gerichtsbarkeit außer 
Streitfachen, aus dem man lach Belieben ſich Argumente für dieſe 
Behauptung holen kann. Dies fi nun offenbar gegen den Wortlaut 
des Art. 14, und wird wohl ſchwerlich je ganz beſeitigt werden, lag 
auch gar nicht in der Abſicht des Geſetzgebers, aber es zeigt klar, wie 
verfehlt es iſt, ſich bei der Geſetzgebung von dem conereten Boden in 
wiſſenſchaftliche Abſtraetlonen zu verlieren. 

Aber geſetzt auch den Fall, daß diejenigen Gegenſtände, welche 
dem Verwaltungsgerichtshoſ zugewieſen fein werden, als Sache der 
Rechtspflege und nicht der Verwaltung anzuſehen wären, und daher 
Art. 15 gewiſſermaßen eine Durchführung des Grundsatzes des Art. 14 
ware, fo würde doch der Umfang, der dem Verwaltungsgerichtshofe 
zugewleſenen Gegenſtände mit den demſelben nach dem fo verſtandenen 
Art. 14 zuzuwelfenden nicht ubereinſtimmen, vielmehr befchräukter fein, 
Um nur eines zu bemerken, find durch den erſten Abſatz dem Ver⸗ 
waltungsgerichtshof alle Entſcheidungen über widerſtreitende Aufprüche 
von Pripatperſouen entzogen. Ueber ihr zu Recht oder nicht zu Recht 
Beſtehen entſcheidet die gewöhnliche politifche Behörde und der Lit 
ſtand, daß der Rechtsweg vorbehalten ift, hat, ohne daß das Betreten 
desſelben eine Entſcheſdung der Sache ſelbſt herbeiführt, nur den Zweck 
einer zu Recht beſtehenden Entſcheidung gegenüber, die durch das Geſetz 
ſelbſt zugefügte Verletzung von Privatrechten zu ſaniren. Alſo über 
die Sache ſelbſt entſcheidel kein Gericht, fordern nur über die aus 
der Entſcheidung hervorgehenden Folgen. Der Satz des Art. 14 ent⸗ 
ſpricht daher weder in ſeiner wörtlich genommenen Bedeutung, noch 
in ſeiner Reſtrletion mit Beziehung auf in Oeſterreich gegebene Ver⸗ 
hältniffe und Einrichtungen dem heutigen Stande der Wiſſenſchaft oder 
regelt doch wenigſteus eine offene Frage doctrluär. 

Was nun weiter die Wirkſamkeit, Anwendung und Ausführung 
der Stuatsgrundgeſetze anlangt, fo ergeben ſich in dieſer Beziehung 
aus dein Beſtande derſelben eine Reihe von Unzukömmlichkeiten und 
Schwierigkeiten, welche ſich in dem Verbäftniffe derſelben zu dem bes 
ſtehenden oder erſt durch fie zu ſchaffenden Rechte äußern. 

Dein mit ihnen im vollen Einklange befindlichen beſtehenden 
Rechte gegenüber können ſie nur den Zweck haben, eine Abänderung 
desſelben zu verhindern, den Zweck einer Befeſtigung desfelben, welches 
ſich praktiſch darin äußern kann, daß beiſpielsweiſe in Staaten, wo 
geſetzgebende Verſammlungen ſich vorfinden, eine größere, z. B. zwei 
Drittel oder drel Viertel Majorität zu deren Beſeitigung nothwendig 
iſt. In dieſem Falle würden Staatsgrundgeſetze nur eine große Rechts⸗ 
unficherheit mit ſich führen. Denn gefetzt den Fall, daß ein nachfol⸗ 
gendes Geſetz nicht mit der Majorität zum Geſetze erhoben worden if, 
welche dazu nothwendig wäre, dem Staatsgrundgeſetze zu derogiren, fo 
hätte de abstracto der Richter oder der Beamte das Recht, wenn 
ſeiner Meinung nach das betreffende Geſetz nicht im Einklange mit 
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den Staatsgrundgeſen ſtünde, nicht nach dieſem Rechtsſatze zu ent⸗ 
ſcheiden. Während nun ſelbſt der concrekefte Rechts ſatz eine Verſchie⸗ 
denheit der Auslegung vermöge der Natur menſchlicher Verhält⸗ 
niſſe zuläßt, wie groß muß erſt dieſe Verſchiedenheit bei jo allgemein 
gefaßten Sätzeu fein, wie beiſpielsweife: „Die Wiſſeuſchaft und ihre 
Lehre iſt frei.“ 

Und in der That ſchützt das öſterreichiſche Recht die Staats⸗ 
grundgeſetze und damit auch das mit denſelben im Einklange ſtehende 
Recht durch eine zwei Drittel Majorität. Jener Rechtsunſicherheit 
aber ſteht, jedoch nur theilweiſe, der in die Staatsgrundgeſetze ſelbſt 
aufgenommene Satz entgegen, daß die Prüfung der Giltigkeit gehörig 
kundgemachter Geſetze den Gerſchten nicht zuſtehe. Inſoferne haben 
aber ſodann die Staatsgrundgeſetze für die Befeſtigung des beſtehen⸗ 
den Rechts nur die Bedeutung, daß aus denſelben eine (freilich auch 
nicht erzwingbare) die freie Rechtsentwicklung hemmende Schranke für 
die geſetzgebenden Verfammlungen entſteht. 

Dem beſteheuden Rechte gegenüber, inſofern dasſelbe mit den 
Staatsgrundgeſetzen nicht im vollen Eluklange ſteht, ergeben ſich dle 
weitgehendſten Cautroverspunkte bezüglich ihrer Wirkſamkelt, wenn 
auch, wie in Oeſterreich, der Tag derſelben durch ein eigenes Geſetz 
ausdrücklich beſtimmt worden if. Der Grund hievon liegt vor allem 
darin, daß der aufhebende und der durch dieſen aufzuhebende Rechts⸗ 
fat; nicht auf derſelben Linie ſtehen und ſich daher nicht unmittelbar 
tniberfprechen, ſondern zu dieſem Widerſpruche gelangt man erſt durch 
eine Gedankenoperation in der Weiſe, daß aus den beſtehenden Rechts⸗ 
ſätzen das Princip derſelben abſtrahirt werden muß; und dann erſt, 
wenn dieſe ſo gefundene Abſtraction mit dem das Staatsgrundgeſetz 
bildenden Principe nicht im Elnklange ſteht, und in dieſem Folle 
immer ſoll das Staatsgrundgeſetz jene ganze Reihe von Rechtsſätzen, 
denen das mit dem Staalsgrundgeſetze im Widerſpruch ſtehende Princip 
zu Grunde liegt, außer Kraft ſetzen. Dieſe Operation bleibt nun 
jedem einzelnen Organe des Stagtes im gegebenen Falle überlaffen, 
und muß daher zu den verſchledenſten Reſultaten führen. Auch hiefür 
aus den öſterreichiſchen Staotsgrundgeſetzen Beiſpiele anzuführen, ſcheint 
um fo überflüfftger, als die von Jurlſtenvereinen, Minlſter⸗ und Rich⸗ 
terſtühlen hierüber vertretenen verſchiedeuartigſten Anſchauungen in 
friſcher Erinnerung ſtehen und die Skaaksgrundgeſetze in Blättern von 
allen Farben gegen alle nur denkbaren Geſetze und Verfügungen an⸗ 
gerufen werden. 

Infofern aber die Principien des beſtehenden Rechts und die 
Staatsgrundgeſetze ſich geradezu nicht ausſchließen, jedoch auch nicht im 
vollen Einklange ſtehen, eutſteht namentlich für den Verwaltungsbeam⸗ 
tem, von dem man immer noch verlangt, daß feine Entſcheldungen 
und Verfügungen von einer gewiſſen Strömung getragen ſeien, das 
Gebot, über den concreten Inhalt älterer Geſetze hinauszugehen, deren, 
Norinen bis zu einem gewiſſen Grade extenſiv zu interpretiren und 
das oft vergebliche Experiment vorzunehmen, die widerſtrettende und 
fpröbe Ratio dieſer altern aber noch beſtehenden Geſetze dem Gelſte 
der Staatsgrundgeſetze zu amalgamiren. Trotzdem muß uubediugt da⸗ 
ran feftgehalten werden, daß jedes Organ des Staates jederzeit nach 
dem Geſetze zu entſcheiden habe. Damit wäre eine neue mißliche Seite 
der Staatsgrundgeſetze aufgedeckt, die einer Inſtruetion namentlich für 
politiſche Beamte, (insbeſondere auch in ihrer Thätigkeit, die nicht in 
bloßer Anwendung geltenden Rechts beſteht,) obwohl dleſe Bedeutung 
mit dem Geiſte ja felbſt mit ausdrücklichen Beſtimmungen unſerer 
Staatsgrundgeſetze, wie beſpielweiſe dem Art. 12. des St. G. G. vom 
21. December 1867 Nr. 145 R. G. B., im Widerſpruche ſteht, 
trotzdem aber aus ihrer Exiſtenz und Wirkſamkeit nothwendig her⸗ 
vorgeht. 

Was endlich das in Folge der Sbaaksgrundgeſetze erſt zu ſchaffende 
Recht anbetrifft, ſo liegt es in der Natur von Staatsgrundgeſetzen im 
eigentlichen Sinne des Wortes, welche eben nur Principien für das 
Recht auffteflen, daß überall da, wo ſolche prinelpielle Beſtimmungen 
gerndezu oder deshalb nicht geeignet find, das beſtehende Recht ſofort 
auſzuheben, weil ſie wegen ihres allgemeinen Charakters kein anderes 
anwendbares Recht au deſſen Stelle ſetzen oder da, wo Staatsgrund⸗ 
geſetze überhaupt Juſtitutionen einführen, die bisher noch nicht beſtan⸗ 
den, dieſelben als Zukunftsgeſetze auftreten. Hieraus ergibt ſich nun 
abermals ein beſonderer Geſichtspunkt aus dem man Staatsgrund⸗ 
geſetze auffaſſen kann, nämlich als ein Programm, ſpreiell als ein par⸗ 
lamentariſches Parteiprogramm, mit welchem die vollziehenden Organe 
derſelben, alſo namentlich die Miniſter vor das Volk hintreten. Aber 
abgeſehen davon, daß das Geſetz nicht die Form für ein Parteipro⸗ 
gramm ſein ſoll (denn das Recht ſteht über den Parteien) wo liegen 


die Garantien eines ſolchen Verſprechens? Einer geſetzgebenden Ge⸗ 
walt ihren adminiſtrativen Dienern gegenüber wären allerdings Mit⸗ 
tel an die Hand gegeben, nicht nur zur Entlaſſung derſelben, ja ſogar 
zur Anklage nach dem Grundſatze der Verantwortlichkeit. Aber der 
eigentlich verſprechende Factor war ja die geſetzgebende Gemalt, und 
welche rechtlichen Folgen kounte das nicht eingehaltene Verſprechen als 
Sauctionen nach ſich ziehen? Um hiefür Beiſpiele aus der öſterreichi⸗ 
ſchen Geſetzgebung anzuführen, weiſen wir auf die immer noch nicht 
erfüllten Verſprechen der Einführung eines Verwaltungsgerichtshofes, 
der weiteren Einführung von Schwurgerſchten u. |. f. hin. 

Wenn der Geift, der das Rechtsleben und die rechtliche Entwick⸗ 
lung eines beſtimmten Staatsweſens durchdringen ſoll, in den rechls⸗ 
ſetzenden und rechts anwendenden Organen wirkſam und lebendig iſt, 
bedarf es keines Staatsgrundgeſetzes, um demfelben auch wirkliche Gel⸗ 
tung zu verſchaffen, wenu dieſer Geiſt aber hier mangelt, fo find auch 
Staatsgrundgeſetze nicht im Stande ihu in das Rechts- und Staats- 
leben zu übertragen. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Iſt gegen zwe von der Gemeinde und der pylitſſchen Vezirksbehürve 
erfloſſene gleichlautende Straferkeuntniſſe eln welterer Recurs zulnſig 


Am 14. Jull 1868 wurde gegen die Dienſtmagd U. St. nom 
Gemeindevorſtande in St. L. wegen der Uebertretung der 88. 10 und 32 
der Dienſtbotenorduung ein Straferkenntniß gefallt und dieſes vom 
Bezirksanite C. unterm 16. Juli 1868, Z. 3650, im Recurswege 
vollinhaltlich beftättiget. 

Die Statthalteret in G. hat dem weiteren Recurſe der Dienſt⸗ 
magd U. St. keine Folge gegeben, weil gegen zwei gleichlautende 
Straferkenntniſſe ein Recurs nicht zuläſſig fei. 

Das Minifterinm des Innern hat jedoch unterm 5. Mai 1870, 
3. 4566 über den Recurs der U., St. diefe Statthalterei⸗Entſcheidung 
aufgehoben, und der Statthafterei die meritoriſche Urthellsſchöpfung 
aufgetragen. „Denn in Uebertretungefällen, in welchen dem Gemeinde⸗ 
vorſtande das Strafrecht zufleht, kann der weitere Recurs an die 
Statthalterei gegen die in zweiter Jnſtanz beſtätigende Entſcheidung des 
Bezirkshauptmounes nicht ols unſtatthaft erklärt werden, well der 
Wortlaut der Miniſterial⸗Verordnung vom 27. October 1859 nur in 
den Fällen den Recurg gegen ein beſtätigendes Erkenntniß der zweiten 
Inſtanz als unſtatthaft bezeichnet, wenn die politiſche Landesſtelle in 
weiter Inſtanz entſchleden hat.“ N K. 


Auf Kinder ſolcher unbefugt Ausgewanderter, gegen weldie ein Urtheil 

wegen unbefugter Auswaudernng nicht gefällt worden iſt, finden die 

Beſtimmungen des 8. 16 des Auswanderungs⸗Statutes vom Jahre 1832, 

inſoferne darnach ein unfrelwilliger Verluft der Staatsbürgerſchaft ein- 
tritt, keine Auwendnug. 


Die kaiſerlich ruſſiſche Botſchaft reclamirte auf Grund von 
Cartellbeſtimmungen die Auslieferung des zu Mieszew im Gouvernement 
Warſchau im Jahre 1840 gebornen Recrutirungspflichtliugs Jakob K., 
der ſich gegenwärtig zu J. in Schleften aufhält, und fich wegen Er⸗ 
laugung eines Geburtsſcheines und Reiſepaſſes an die betreffenden 
Behörden in Warſchau gewendet hat. 

Der Vater des Reelamirten Michael K. in der Gemeinde N. in 
öfterr. Schleſien geboren und dort zuftändig, iſt in feiner Jugend 
(nach Angaben des Sohnes Jacob) im Jahre 1881 nach ruſſiſch⸗ 
Polen gewandert, hat ſich dort verehlichet und verſchiedenartig, zuletzt 
als Lehrer beſchäfliget. Der geununte Sohn Jacob, der aus biefer 
Ehe entſtammte, hat das Schuhmachergemerbe erlernt, dort auch als 
Geſelle gearbeitet, und trat in die Dienſte eines poluiſchen Grafen, 
ſchloß ſich im Jahre 1862 der Revolution gegen Rußland au, wurde 
im Jahre 1863 mit einer Truppe auf öſterreichiſches Gebiet gedrängt, 
von den öfterreichiſchen Truppen gefangen genommen und in verſchle⸗ 
denen Orten zuletzt in Olmütz internirt, worauf er im Jahre 1864 
bei dem öſterr.⸗mexieauiſchen Freiwilligencorps eintrat und in Mexieo 
Kriegsdienſte Leiftete. zm Jahre 1867 kom er mit den Oeſterreichern 


wieder zurück, wurde bis Troppau verpflegt und dort mittelſt Cerkiſt⸗ 
rates entlaffen. 

Die Gemeinde N. erkennt ſeine Heimatshörigkeit nach. N. an. 
In die öfterreichiſchen Affentirungseloborate wurde Jacob K. nicht 
einbezogen, weil man feine Exiſtenz nicht kaunte. Jacob K. hat ſomit 
weder in Rußland, noch in Oeſterreich der Mititärpfliht Geunge ge⸗ 
leiſtet. Sein Vater ift weder mit Bewilligung der öſterr. Regierung 
nach ruſſiſch Polen ausgewandert, noch iſt wider denfelben nuch dem 
Auswauderungsverfahren vorgegangen worden. 

Der Landespräfideut ſtellte deu Antrag, es ſei den Auſinnen. 
der kaiſ. ruſſiſchen Botſchaft um Ausliefrung des Jacob K. als Re⸗ 
erutirungsflüchtling nicht zu millfahren, und es ſei derſelbe vielmehr 
als öſterreichiſcher Staatsangehöriger anzuerkennen. 

Das Ministerium des Innern hat unterm 19. April 1870, 
3. 3939 entſchieden: 

„Jacob K iſt als öſterreichiſcher Stontsangehöriger um fo mehr 
anzuſehen, als nach den Beſtimmungen des $. 16 des Auswanderungs⸗ 
patentes ſelbſt den im Auslande geborenen Kindern folder unbefugt 
Ausgewanderten, gegen welche ein Auswanderungsverfahren ſtottgefun⸗ 
den hat, was hler nicht der Fall war, noch durch eine Reihe tom 
Jahren nach Erreichung der Großfährſgkeit die Staatsbürgerſchaft vor⸗ 
behalten iſt, wenn fie in die öͤſterreichſſchen Staaten zurückkehren, und 
hier ihr Domizil nehmen.“ *) or. 


a) Zur Frage ber Reaſſummirung der Verhandlung In Forſtſachen wegen 
irrthihnlich zu gering angeſprochenen Schadenerſutzes. 
b) Unberechtigte Gewinnung fon gemähten Waldgraſes kaun ulcht als 

Forſtfrevel augeſehen werden. 

Mit der Waldfrevelliſte fur den Monat Auguſt 1868 wies dle 
Gutsherrſchaft J. bezuglich des dortigen Infaſſen Waſyl St. aus: 
An Fhorſifreveln im Holzſchlage des Waldes Cz. a) das Beſahren eines 
verbotenen Waldweges 30 Klafter lang, 4 Schuh breit, daun b) die 
Entwendung des Graſes von einer 40 Klafter langen, 20 Klafter 
breiten Fläche; an hiefür nach dem Waldſchaden⸗Tarife zu vergütenden 
Schaden aber ad a) den Betrag von 52 kr. und ad p) den Betrag 
von 16 kr. 

Auf Grund der hlerüber am 29. December 1868 gepflogenen 
Verhandlung wurde Waſpl St. mit dem bezirkshauptmanniſchen Er⸗ 
kenntniſſe desſelben Datums wegen der beiden ausgewieſenen Forſt⸗ 
frevel mit einem Verweiſe geahndet und zu den beiden angesprochenen 
Schadenerſatzbeträgen verurtheilt. , hatte das Factum ad a) ge⸗ 
leugnet, war aber ad p) geſtändig Heu entwendet zu haben. Das 
beeidete Forſtperſonale bezeugte ebenfalls ad b) nur dle fnttgefundene 
Eutwendung von Heu; das Befahren des verbotenen Weges wurde 
dagegen durch ihr Zeugniß erwieſen. 

K. hatte ſich mit dem Erkenntniſſe zufrieden erklärt. Der 
von der Herrſchaft ergriffene Recurs wurde mit Statthalterel⸗Eutſchei⸗ 
gung vom 18. Jun 1869, Z. 27984, foweit er die Strafe als zu 
gering anfocht, als unſtatthaft zurückgewieſen, demſelben dagegen in 
Bezug auf die Beſchwerde wegen Zuerkennung eines angeblich zu qm 
ringen Schadenerfatzes zugleich Folge gegeben, und unter Behebung des 
dlesfälltgen Ausſpruches die Fällung eines neuerlicher Erkeuntnſſſes in 
erſter Juſtanz nach Vervollſtändigung der Verhandlung angeorduek. 

Bei der in Folge deſſen am 23 Juli 1869 ſtattgefundenen Nach⸗ 
tragsverhandlung erklärte die Herrſchaſt durch ihren Förſter, daß bei 
Bemeſſung des in der Mouattliſte angeſprochenen Schadenerſatzes für 
die beiden gedachten Forſtfrevel infoferne eine Irrung unterlaufen ſei, 
als die für die Beſchädigung von 260 und 800 Quad.⸗Klafter ver⸗ 
langten Erſatzbeträge eigentlich 5 fl. 20 und 16 fl. ausmachen, wäh⸗ 
reud aus Verſehen nur 52 kr. und 16 fl. angeſetzt worden ſelen. Er 
bat ſonach um Zuſprechung der erwähnten größeren Erſutzbeträge, ohne 
jedoch das in der Monattifte ausgewiefene Flächenmaß des verbotenen 
Waldiveges von 30 Klafter Länge und 4 Schuh Breite in irgend 
welcher Weiſe in Frage zu ſtellen. 

Auf Grund dieſer uachträglichen Verhandlung wurde mit dem 
bezirkshauptm. Erkenntniſſe vom 27. September 1869, Z. 3304, zwar 
die im erſten Erkenutnſſſe ausgeſprochene Strafe aufrecht erhalten, 


*) Der Kern der Entſcheidung iſt ber, den wir als solchen in der Auf⸗ 
ſchrift zum Falle hervorgehoben haben. Die hier zur Eniſche dung angeſühkie 
Begründung: „um jo mehr als fteht deinnach allerdings at Deut 
loaiſchen Inhalte der Eutiheidung in keinem Zuſammenßange, werhalb zich bie 


Leſer durch die Motive nicht beirren laſſen dürfen. Am. d. . 


Waſyl St. jedoch zu den angeſprochenen höheren Schadenerſatzbetragen 
von 5 fl. 20 kr. und 16 fl. an Stelle der frühern Betrage per 52 kr. 
und 16 kr. verurtheilt. 

In dem gegen dieſe Entſcheidung nun eingebrachten Recurſe behnup⸗ 
tete der Verurkheilte nunmehr, daß ihm kein Verſchulden kreſſe, weil 
er bloß von ſeiner im oder am Walde gelegenen, von der Herrſchaft 
aber ihm ſtreitig gemachten Wieſe das Gras, welches die Herrſchaft 
unberechtiget am Tage zuvor ſelbſt abgeinäht hat, ſich heimgeführt habe. 

Mit Statthalterel⸗Entſcheldung vom 21. November 1869, 
3. 53044, wurde der wegen Befahrens des verbotenen Weges auf⸗ 
erlegte Schadenerfaß per 5 fl. 20 kr. auf den Betrag von 40 kr. 
richtig geſtellt, weil, nachdem die befahrene Strecke, laut eigener An⸗ 
gabe der Herrſchaft, nur 30 Klafter Länge, 4 Schuh breite, fomit 
nur einen Rauminhalt von 20 Quadr.⸗Klafter (wohl richtig 10 Quadr.⸗ 
Klofter) hat, der hiefür mit 2 kr. für jede Quadr.⸗Klftr. nach dem 
Waldtorife entfallende Schadenerſatz blos 40 kr. beträgt, daher auch 
nur in dieſem richtigen, geringen Betrage der Herrſchaft zugeſprochen 
werden kann. Dagegen wurde der Abfatz des Erkenntuiſſes, mit wel⸗ 
chem St. auch anläßlich der Entwendung des durch die Herrſchaft „ge⸗ 
mähten Graſes“ zum Schndenerfaße und zwar von 16 fl. verurtheilt 
worden iſt, aufgehoben, weil diefe That keine im Sinne des 8. 60 
des Forſtgeſetzes zur politiſchen Competenz gehörige Uebertreſung ge⸗ 
bildet hat. 

Gegen dieſe Entſcheldung hat die Herrſchaft den Miniſterial⸗ 
Reeurs eingebracht, in welchem fie um Aufrechthaltung des bezirks⸗ 
hauptm. Erkenutniſſes vom 27. September 1869, 3. 3304, bittet, 
weil St. gegen die ihm auferlegte Schadenerſatzpflicht rückſichtlich be i⸗ 
der Uebertretungen ſeinerzeit nicht recurrirt hat, dieſe auferlegte Erſatz⸗ 
pflicht daher bereits rechtskräftig war, und weil das bezogene bezirks⸗ 
hauptm. Erkenntuißß, indem es die Ziffer des Schadenerſatzes erhöht, 
nur einen in der Aufrechnung unterlaufenen Irrthum bevichtiget; die 
Statthalterel⸗Eutſcheidung ſei aber unbegründet, indem der verbotene 
Weg nicht 30, ſondern 300 Klafter lang gewvefen ift, die Herrſchaft 
daher einen richtigen Erſatzbetrag mit der Summe von 5 fl. 20 kr. be⸗ 
gehrt zu haben glaube, und der 8. 60, Abth. 6 des Forſtgeſetzes die 
Gewinnung von Gras als Streumateriale ſtraſbar erkläre. 

Das Miniſterlum des Innern fand im Einvernehmen mit dem 
Ackerbauminiſterſum, mit Entſcheldung vom 5. Mai 1870, 3. 4475, 
das Erkenntniß der Statthalterei vollinhaltlich zu beſtätigen. 


— b. 


Staatswifſeuſchaftliche Bibliographie. 


I. Allgemeine Literatur. 


Der Staat und die bürgerliche Geſellſchaft. 
Studie von F. B. Berlin 1870. Kortkampf. 

Bluntſchſrs Staakswörterbuch in drei Bänden. 
Löning. Zürich 1870. 7.8. und 9. Heft. 


Eine naturwiſſenſchaftliche 


Herausgegeben von Dr. 


II. Verfaſſungslehre (Berfaſſungsrecht und Verfaſſungspolltit). 


Landgraf T. Das Bundes- und Staatsbürgerrecht im norddeutſchen Bunde. 
Leipzig 1870. Hinrichs. 

Die Reform der preußiſchen Verfaſſung. Leipzig 1870. Duncker und Humblot. 

Schvarcz Jul. Ungarn in der Realunſon. 1. Lieferung. Peſt 1870. Ajgner. 


III. Verwaltungslehre (Verwaltungslehre — Verwaltungspolitit). 


Zelle Robert. Das heulige Vormundſchaftsweſen und feine Reform. Berlin 
1870, Lüderitz. 

Kußuraul A. Dr Prof. Zwanzig Briefe über Menſchenpocken⸗ und Kuhpocken⸗ 
impfung. Freiburg Wagner. 

Lange F. A. Die Arbeiterſrage 2. Auflage. Winterthur 1876, Bleider. 

Die Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſeuſchaft und deren Beſteuerung. 
Wien 1870. 

Vier Zeſtfragru and dem Gebiete der Volkswirthſchaft und Geſetzgebung. 

zig 1870 Otto Wichand. 

Dr Die moderne Besteuerung und die Beſteuerungsreform v 

Standpunkte des gemeinen Rechts. Heidelberg 1870. Winker. 

Dambach O. Die Geſeygebung des norddeutſchen Bundes, betreſſend das Ur⸗ 
heberrecht au Schriftwerken. Bei 1870, Adam En: 

Haudelsgeſetzbhuch, Strafgesetzbuch Polizeiſtrafgeſehbuch, Verjührungsgeſetz rat 
fämnıtlicen N en, Verorbinmgen und oberpoltzeilichen Vorſchriften. 
Würzburg 1 tahel, 
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Lingg Mar. Di. Die Ciuifehe vom Standpunkte des Rechtes. Eine hiftoriſch⸗ 
dogmatifche Abhandlung. Augsburg 1870. Schmid. 
Holzendorff F. b. Englands Preſſe. Berlin 1870. Lüderih. 


IV. Geſchichte (des Staates und der Geſellſchaft). 


The transagtion of the American Association (Journal of social science) 
New-York 1870 Leypold. 

Das Herzogthum Baſern zur Zelt Heinrichs des Löwen und Otto I. von 
Wittelsbach von Dr. C. T. 5. Heigel und Dr. S. O. Riezler. 
Colta Stultgart. 

Ouken W. Aristoteles Politik Berlin 18 70. Lüberit. 

Onken W. Die Staatslehre des Ariſtoteſes in hiſtoriſch, polttiſchen Umtiffen, 
Em Beitrag zur Geſchichte der helleniſchen Stgalsides und zur Einfuh⸗ 
rung in die arſſtoteliſche Politik. Leipzig 1870. Cigeiman. 


V. Statiſtik (des Staates und der Gefellſchaft). 
Hübner Otto Dr. Slatiſtiſche Tafel aller Länder der Erde. 19. Auflage Leipzig. 


Berfonnlien 
nach dem amtlichen Theile ber „Wiener Zeitung“. 


Der Miniſter des Innern hat zu ordentlichen Mitgliedern des aberſlen 
Sanitätsrathes auf die Dauer von drel Jahren ernannt: Joſef Hoffmann, 
Director des allgemeinen Krankenhauses“ Eduard Muller, Sladlpppficus; 
Moriz NEIL, Regierungsralh, Profeſſor, Director des Thierarznei⸗Inſlilutes; 
Karl Mokitansky, Hofralh, Profeſſor, Referent im Unterrichtsmlniſterium, 
lebenslangliches Mitglied des Herreuhauſes Franz Schuefder, Peofeſſor ber 
Shemie; Joſef Schneller, Mediclnalrach und Karl IHtter von Schroff, 
Regierungsralh, Profeſſor der Pharmacologib. 

Se. Majeftät haben den Miniftertalfecretät im kön. ungar, Finanzmini⸗ 
ſterium Joſef Tarkopics zum Minifterialjecrelät im gemeinſamen Finanz; 
miniftertum ernannt und demſelben den Titel und Rang eines Seckionsrathes 
taxfrei verliehen. 

Se. Majeftät haben den Mund» und Impfarzte Ludwig Eh mig in 
Kopidlno das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Den Reichafinamgnunifter, hat den WRecmmigsoffiinten in Mecnings 
Departement des Relchsfinauzminiſteriums und der Reichscenkraleaſſa Ferdinaud, 
Fauſek zum Rechnungsrathe des genannten Nechnungsbepartenents ernannt, 


Erledigungen 
aus dem Amtsblatle der „Wiener Zeitung“, 


Zwei Hilfsarbelterſtellen in der k. I. Hofbibllothek, mit welchen zwar 
leine ſtabele Anstellung, aber ber jährliche Bezug von 525 fl. ö. W. verbunden, 
bis 16. Juli 1870. (Amtsblall Rr. 184.) 

Sceretürsſtelle bei der Bezirkshaupkmannſchaft Deutſch⸗La, 
bei einer anderen Bezickshauptinanuſchaft, Gehalt 600 fl. bi 
(Amtsblatt Nr. 181.) 

Sandesthierarztenftelle bei der k. k. Landesregierung in Kärnten. VIII. 
Diätenelafie, 800 fl. Gehalt bis 10. Juli f. J. (Klagenfurter Zeftung Nr. 182.) 

Inſpeclors⸗ und Controlorsſtelle in ver Strafanſtalt für Weiher in 
Neudorf, IX. Diätenclaſſe, 800 fl. Gehalt, Quartieräquivalent 200 fl. jährlich 
und Relutum der Naturalbezuge (6 Klafter hartes, 3 Klafter welches 36“ Holz, 
36 Pfd. geiogene Unſchlittkerzen) mit 154 fl. 80 kr. ö. W. bis Ende Juni l. J. 
(Amtsblatt Nr. 134.) 


berg, eventuell 
0. Juni l. J. 


Die Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, 
Spiegelgaſſe Nr. 17, empfiehlt ihr Lager von Werken aus 
allen Wissenschaften, übernimmt Pränumerationen auf 
alle Journale und Lieferungswerke des In- und Aus⸗ 
landes und beſorgt Nicht-Vorräthiges umgehend. 

Ich richte mein Hauptangenmerk auf die Beſorgung von 
Rechts- und Staatswissenschaftlicher Literatur und 
bitte mich mit Ihren Aufträgen zu beehren. 

Sochachlmigsvoll 
Moritz Perles, 


Buchhaudluug in Wien, Spiegelgaſſe Nr. 17. 


Druck van A. Pichler's Witwe & Sohn in Wlen. 


Verlag vom Marig Perles in Wien, Stadt, Spiehelgaffe 17. 


